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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur vorläufigen Regelung der Rechtsverhältnisse des Reichsvermögens und der 

preußischen Beteiligungen 

- Nr. 1853 der Drucksachen - 

mit den 

Besdilüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 1 

(1) Soweit nach dem 19. April 1949 Eigentum 
oder sonstige Vermögensrechte, die dem Deutschen 
Reich zustanden, auf Grund gesetzlicher Bestim- 
mungen auf ein Land übergegangen 
sind, gilt dieser Übergang als nicht erfolgt. 
Das gleiche gilt für Beteiligungen des ehe- 
maligen Landes Preußen an Unternehmen des 
privaten Rechts, die nach dem 19. April 1949 auf 
ein Land ubergegangen sind. 

(2) Absatz 1 Satz 1 findet keine Anwendung 
auf Eigentum und sonstige Vermögensrechte, 

1. die nach dem 30. Januar 1933 vom Deutschen 
Reich oder dem ehemaligen Lande Preußen er- 
worben und einer Gewerkschaft, Genossen- 
schaft, politischen Partei oder sonstigen demo- 
kratischen Organisation weggenommen worden 
sind, 

2. die der früheren Reichspost zustanden und a m 
3 1. Dezember 1 94 8 unmittelbar 
oder mittelbar für Zwecke des 
Rundfunks verwendet wurden. 

§ 2 

Soweit Eigentum und sonstige Vermögensrechte 
eines Unternehmens mit eigener Rechtspersönlich- 
keit, an dem das Deutsche Reich oder das ehemalige 


§ 1 

(1) Soweit nach dem 19. April 1949 Eigentum 
oder sonstige Vermögensrechte, die dem Deutschen 
Reich zustanden, auf Grund gesetzlicher Bestim- 
mungen einem Lande übertragen oder der Ver- 
waltung eines Landes übergeben worden sind, gilt 
die Eigentumsübertragung als nicht erfolgt und die 
Verwaltungsbefugnis als beendet. Das gleiche gilt 
für Beteiligungen des ehemaligen Landes Preußen 
an Unternehmen des privaten Rechts, die nach dem 
19. April 1949 auf ein Land übergegangen sind. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf Eigen- 
tum und sonstige Vermögensrechte, 

1. die nach dem 30. Januar 1933 vom Deutschen 
Reich oder dem ehemaligen Lande Preußen er- 
worben und einer Gewerkschaft, Genossen- 
schaft, politischen Partei oder sonstigen demo- 
kratischen Organisationen weggenommen wor- 
den sind, 

2. die der früheren Reichspost zustanden und von 
der Überleitung auf die Deutsche Bundespost 
ausgenommen sind oder ausgenommen werden. 

S 2 

Soweit Eigentum und sonstige Vermögensrechte 
eines Unternehmens mit eigener Rechtspersönlich- 
keit, an dem das Deutsche Reich oder das ehemalige 


2 



Entwurf 

Land Preußen unmittelbar oder mittelbar eine Be- 
teiligung besaßen, auf Grund gesetzlicher Vor- 
schriften auf ein Land übergegangen 
sind, gilt d i e s e r Ü b e r g a n g als nicht erfolgt. 


§ 3 

(1) Hat ein Unternehmen mit eigener Rechts- 
persönlichkeit, an dem das Deutsche Reich oder das 
ehemalige Land Preußen unmittelbar oder mittel- 
bar eine Beteiligung besaßen, beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes seine Hauptniederlassung (Sitz) 
außerhalb des Bundesgebietes oder war dieser Sitz 
bis zu diesem Tage ohne Sitzverlegung im Handels- 
register gelöscht worden, so kann der Bundes- 
minister der Finanzen einen Verwalter für die Ver- 
mögenswerte dieses Unternehmens oder für das 
Unternehmen bestellen. Die Bestellung des Ver- 
walters ist im Bundesanzeiger bekanntzumachen. 
Von der Veröffentlichung der Bekanntmachung an 
ist lediglich der Verwalter berechtigt, über die Ver- 
mögenswerte zu verfugen oder das Unternehmen 
nach Maßgabe der gesetzlichen oder satzungs- 
mäßigen Bestimmungen zu vertreten. Der Bundes- 
minister der Finanzen kann gleichzeitig einen Bei- 
rat für das Unternehmen bestellen. Dem Beirat 
stehen alle Befugnisse zu, die nach dem Gesetz oder 
der Satzung dem Aufsichtsorgan des Unternehmens 
zustehen. Die Kosten der Verwaltung sind aus den 
Vermögenswerten zu bestreiten oder fallen dem 
Unternehmen zur Last. 

(2) Bis zum Ablauf von zwei Jahren seit dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes^darf der Verwalter (Ab- 
satz 1) über die Vermögenswerte nicht zum Zwecke 
der Erfüllung von Verbindlichkeiten des Unter- 
nehmens verfügen, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes oder ohne Genehmigung des Verwalters 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes begründet 
worden sind. Verfügungen im Wege der Zwangs- 
vollstreckung stehen rechtsgeschäftlichen Verfügun- 
gen gleich. Der Bundesminister der Finanzen kann 
von den vorstehenden Verfügungsbeschränkungen 
befreien, soweit es für die Durchführung einer ord- 
nungsmäßigen Verwaltung oder zur Abwendung 
von Nachteilen für die Gesamtheit der Gläubiger 
notwendig ist. 

§ 4 

(1) Die Wirksamkeit rechtsgeschäftlicher Ver- 
fügungen über Eigentum und sonstige Vermögens- 
rechte, die unter die Bestimmungen des § 1 Absatz 1 
und des § 2 fallen, bleibt unberührt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Verfügungen, durch 
'die eines der Länder Eigentum und sonstige Ver- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Land Preußen am 8. Mai 1945 unmittelbar oder 
mittelbar eine Beteiligung besaßen, nach dem 
19. April 1949 auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
einem Lande übertragen oder der Verwaltung eines 
Landes übergeben worden sind, gilt die Eigentums- 
übertragung als nicht erfolgt und die Verwaltungs- 
befugnis als beendet. 

§ 3 

(1) Hat ein Unternehmen mit eigener Rechts- 
persönlichkeit, an dem das Deutsche Reich oder, das 
ehemalige Land Preußen am 8. Mai 1945 unmittel- 
bar oder mittelbar eine Beteiligung besaßen, beim 
Inkrafttreten dieses Gesetzes seine Hauptniederlas- 
sung (Sitz) außerhalb des Bundesgebietes oder war 
dieser Sitz bis zu diesem Tage ohne Sitzverlegung 
im Handelsregister gelöscht worden, so kann der 
Bundesminister der Finanzen einen Verwalter für 
die Vermögenswerte dieses Unternehmens oder für 
das Unternehmen bestellen. Die Bestellung des 
Verwalters ist im Bundesanzeiger bekanntzu- 
machen. Von der Veröffentlichung der Bekannt- 
machung an ist lediglich der Verwalter berechtigt, 
über die Vermögenswerte zu verfügen oder das 
Unternehmen nach Maßgabe der gesetzlichen oder 
satzungsmäßigen Bestimmungen zu vertreten. Der 
Bundesminister der Finanzen kann gleichzeitig 
einen Beirat für das Unternehmen bestellen. Dem 
Beirat stehen alle Befugnisse zu, die nach dem Ge- 
setz oder der Satzung dem Aufsichtsorgan des 
Unternehmens zustehen. Die Kosten der Verwal- 
tung sind aus den Vermögenswerten zu bestreiten 
oder fallen dem Unternehmen zur Last. 

(2) unverändert 


§ 4 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


mögensrechte auf sich selbst, eine andere Gebiets- 
körperschaft oder Körperschaft oder Anstalt des 
öffentlichen Rechts dieses Landes oder eine juri- 
stische Person des privaten Rechts übertragen hat, 
auf die das Land maßgeblichen Einfluß hat. Diese 
Verfügungen werden wirksam, wenn sie der 
Bundesminister der Finanzen genehmigt. 

§ 5 

Die endgültige Regelung der Rechts- 
verhältnisseder unter die Bestimmungen des 
§ 1 Absatz 1 fallenden Eigentums- und sonstigen 
Vermögensrechte richtet sich nach den 
Bestimmungen der Artikel 134 und 135 
Absatz 6 des Grundgesetzes für die Bundesrepu- 
blik Deutschland. 

§ 6 

Die unter die Bestimmungen des 
§ 1 Absatz 1 fallenden Eigentums- 
und sonstigen Vermögensrechte 
sind von den Behörden, die sie zur 
Zeit d e s I n k r a f 1 1 r e t e n s dieses Ge- 
setzes verwalten, treuhänderisch 
fürRechnung d e s s e n z u v e r w a 1 1 e n , 
dem das Eigentum und die sonstigen 
Vermögensrechte auf Grund der 
Bestimmungen der Artikel 134 und 
135 Absatz 6 des Grundgesetzes für 
die Bundesrepublik Deutschland 
zustehen oder zuf allen. Die Bundes- 
regierung hat das Recht der Auf- 
sicht und derWeisung. 


S 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


§ 3 

Die endgültige Auseinandersetzung über die 
unter die Bestimmungen des § 1 Absatz 1 fallen- 
den Eigentums- und sonstigen Vermögensrechte 
erfolgt durch die gemäß Artikel 134 Absatz 4 und 
135 Absatz 6 des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland zu erlassenden Ausführungs- 
gesetze. 

§ 6 

(1) Bis zum Erlaß der gemäß Artikel 134 Absatz 4 
und 135 Absatz 6 des Grundgesetzes für die Bun- 
desrepublik Deutschland zu erlassenden Aus- 
führungsgesetze obliegt die Verwaltung der unter 
die Bestimmungen des § 1 Absatz 1 fallenden 
Eigentums- und sonstigen Vermögensrechte den 
Oberfinanzdirektionen (Bundesvermögens- und 
Bauabteilungen). Die Bundesregierung kann die 
Verwaltung anderen Stellen übertragen. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, für die Verwaltung von Grundstücken 
oder Grundstücksteilen durch die nach Absatz 1 
zuständigen Stellen in Abweichung von den Be- 
stimmungen des § 47 Absatz 2 der Reichshaushalts- 
ordnung vom 31. Dezember 1922 (RGBl. 1923 
Teil II S. 17) den selbständigen Verkauf bis zu 
einem gemeinen Wert von nickt mehr als 
50 000, — DM zuzulassen und bei Belastungen auf 
seine Mitwirkung zu verzichten, soweit der ge- 
meine Wert des Grundstücks oder Grundstückteiles 
nicht um mehr als 50 000, — DM vermindert wird. 
Überträgt die Bundesregierung Ländern oder son- 
stigen Aufgabenträgern nach Absatz 1 Satz 2 die 
Verwaltung von Vermögenswerten, die für Ver- 
waltungsaufgaben benutzt werden, so kann der 
Bundesminister der Finanzen bestimmen, daß bei 
dieser Verwaltung die haushaltsrechtlichen Bestim- 
mungen des Bundes nicht anzuwenden sind, sofern 
die Anwendung der haushaltsrechtlichen Bestim- 
mungen der Länder oder sonstigen Aufgabenträger 
sichergestellt ist. 

§ 6a 

Der bayerische ' Kreis Lindau gilt als Land im. 
Sinne des Gesetzes. 

§ 7 

unverändert 
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